
Förderhinweise für ein Modellprojekt zur niedrigschwelligen

Unterstützung von SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die Jugendämter

vom 7. März 2019, Az. IV4/6521-1/553

Das Bayerische Staatsministerium für Familie, Arbeit und Soziales gewährt nach Maßgabe

dieser Förderhinweise und der allgemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen (insbeson-

dere der Verwaltungsvorschriften zu Art. 44 der Bayerischen Haushaltsordnung) Zuwendun-

gen für das selbständige Modellprojekt der Kinder- und Jugendhilfe „Niedrigschwellige Un-

terstützung von SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die Jugendämter" im Rahmen der Ge-

samtkonzeption „CURA - Coaching zur Bekämpfung urbaner Arbeitslosigkeit" zum Zweck

des Abbaus von Hemmnissen bei der Eingliederung in Ausbildung und Arbeit unter Einbe-

ziehung der gesamten Bedarfsgemeinschaft in den festgelegten Regionen. Die Förderung

erfolgt ohne Rechtsanspruch im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1. Gesamtkonzeption CURA

1.1 CURA besteht aus zwei selbständigen, kooperierenden Projekten, deren Zu-

sammenwirken in einer Gesamtkonzeption zu beschreiben ist: der „Niedrigschwel-

ligen Unterstützung von SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die Jugendämter",

das Gegenstand dieser Förderhinweise ist, und dem „Coaching von Bedarfsge-

meinschaften", für das inhaltlich die Förderhinweise des operationelten Pro-

gramms des Europäischen Sozialfonds (ESF) in Bayern gelten . Das Bedarfsge-

meinschaftscoaching des ESF in Bayern beinhaltet Fördermaßnahmen der Akti-

vierung, Betreuung, Begleitung und Stabilisierung, die der Verbesserung und/oder

der Wiederherstellung der Beschäftigungsfähigkeit der Teilnehmenden dienen.

1.2 Die koordinierten Maßnahmen - in der Summe ihre selbständigen Teile - zielen

auf die Heranführung oder den Eintritt in berufliche Qualifizierung, in schuli-

sche/berufliche Ausbildung oder Bildung, die Arbeitssuche oder den Eintritt in den

Arbeitsmarkt sowie im Bereich der Jugendhilfe auf die soziale Integration und Sta-

bilisierung. Durch die Gesamtkonzeption CURA mit ihren selbständigen Projekten

soll zum einen die Integration der Eltern in die Arbeitswelt gelingen und zum an-

dem vermieden werden, dass die Kinder der Empfänger von Sozialleistungen

ebenfalls Leistungsempfänger werden und somit eine „Vererbung" des Leistungs-

httD://esf.bavern.de/imDeria/md/contenVstmas/stmas internet/esf/blO coachina vbud stand08082016.odfbzw.
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bezugs erfolgt. Dies soll durch die ganzheitliche passgenaue Unterstützung der

Betroffenen einer Bedarfsgemeinschaft und ihrer Familien durch das Jobcenter in

Zusammenarbeit mit dem Jugendamt erfolgen.

2. Gegenstand und Zweck der Förderung zur niedrigschwelligen Unterstützung

von SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die Jugendämter

2.1 Aufgabe der obersten Landesjugendbehörden ist es, die Weiterentwicklung der

Jugendhilfe anzuregen und zu fördern (§ 82 Abs. 1 des Achten Buches Sozialge-

setzbuch - SGB VIII). Davon unberührt bleibt die Verantwortung der Landkreise

und kreisfreien Städte für die Jugendhilfe als Aufgabe der kommunalen Selbst-

Verwaltung. Der Freistaat Bayern erprobt mit diesem Modellprojekt Mittel und

Wege, die Träger der öffentlichen Jugendhilfe bei der Erreichung des Ziels, junge

Menschen in ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu fördern und dazu bei-

zutragen, Benachteiligungen zu vermeiden oder abzubauen (§ 1 Abs. 3 in Verb.

mit §§13 Abs. 1 und 16 Abs. 1 SGB VIII).

2.2 Modellhaft soll das selbständige Projekt „Niedrigschwellige Unterstützung von

SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die Jugendämter", das aus Landesmitteln fi-

nanziert wird, im Rahmen der Gesamtkonzeption CURA erprobt werden. Zum

Wohle der ganzen Familie ist das Ziel die niedrigschwellige Unterstützung aller

Familienmitglieder. Die Durchführung erfolgt in enger Kooperation mit dem

Coaching der Bedarfsgemeinschaft, welches aus Mitteln des Europäischen Sozial-

fonds (ESF) gefördert wird, sowie mit Einrichtungen und Diensten der Kinder- und

Jugendhilfe. Durch die intensive Kooperations- und Koordinationsleistung der Ju-

gendämter und der Jobcenter soll die frühzeitige Erreichung der Familien mit

komplexen Problemlagen möglich werden, so dass diesen von den jeweiligen Ko-

operationspartnern passgenaue und ineinandergreifende Hilfen angeboten werden

können. Durch die Analyse und ganzheitliche Betrachtung der Gesamtsituation,

wie auch der bestehenden unterschiedlichen Problemlagen, sollen insbesondere

folgende Kooperations- und Koordinationsleistungen der eigens hierfür eingestell-

ten Fachkraft im Jugendamt erfolgen:

Beratung durch die Erziehungsberatungsstelle oder Kontakt zur JaS-Fachkraft

vermitteln,

kommunale Jugendpfleger/-innen hinsichtlich Jugendverbänden (insbesondere

Sportangeboten) oder offenen Angeboten der Jugendarbeit ansprechen, wenn

Kindern und Jugendlichen wichtige Erfahrungsfelder im Freizeitbereich fehlen;
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die Fachkraft für Kindertagesbetreuung und Kindertagespflege ansprechen,

wenn Betreuungsbedarf festgestellt wird;

Eltern anhand der sozialpädagogischen Diagnostik ermutigen, Anträge auf Hil-

fe zur Erziehung, z. B. Sozialpädagogische Familienhilfe, zu stellen, oder

Kontaktaufnahme mit den relevanten Stellen bezüglich der Vermittlung in Pro-

jekte der Arbeitsweltbezogenen Jugendsozialarbeit, wenn der Übergang in Ar-

beit und Beschäftigung beim Jugendlichen nicht geklappt hat oder erhöhte Be-

darfe vorliegen.

2.3 Zielgruppe sind Ein- und Mehrpersonenbedarfsgemeinschaften mit Kindern, also

Langzeitarbeitslose und ihre Familienangehörigen mit komplexen Problemlagen

(leistungsberechtigt nach § 7 SGB II).

2.4 Die niedrigschwellige Unterstützung von SGB 11-Bedarfsgemeinschaften durch die

Jugendämter ermöglicht eine intensive Kooperation, eine niedrigschwellige Be-

treuung und die entsprechenden Koordinationsleistungen innerhalb des Jugend-

amtes sowie mit Einrichtungen und Diensten der Kinder- und Jugendhilfe zum

Wohle der ganzen Familie. Grundlage für die Finanzierung sind diese Förderhin-

weise.

3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe

(Landkreise und kreisfreien Städte).

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Die staatliche Förderung setzt die Vorlage einer Gesamtkonzeption CURA sowie

eine Förderung des entsprechenden Bedarfsgemeinschaftscoachings durch den

ESF in Bayern einschließlich einer Kooperationsvereinbarung mit den relevanten

Partnern (dem Coach der Bedarfsgemeinschaft und dem Jobcenter), den Nach-

weis des Bedarfs im Rahmen der Jugendhilfeplanung und einen entsprechenden

Beschluss des Jugendhilfeausschusses voraus. Das Modellprojekt der Jugendhil-

fe und ESF-Bedarfsgemeinschaftscoaching sind nicht gegenseitig kofinanzie-

rungsfähig, sondern jeweils selbständig zu finanzieren.

4.2 Voraussetzungen sind, dass im Jugendamt eine neue Stelle geschaffen wird, die

dem Profil gemäß Nr. 2.2 f entspricht, und in der kreisfreien Stadt bzw. im Land-
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kreis bereits oder zeitgleich das Coaching der Bedarfsgemeinschaften durch das

Jobcenter unter Inanspruchnahme von ESF-Fördermitteln umgesetzt wird.

4.3 Es ist eine in einschlägigen Arbeitsfeldern, insbesondere der Jugendhilfe, erfah-
rene Staatlich anerkannte Sozialpädagogin oder ein Staatlich anerkannter Sozial-

Pädagoge im Jugendamt einzusetzen und die Anbindung an die Sozialen Dienste

des Jugendamts zu gewährleisten. Eine Ausnahmegenehmigung hinsichtlich der

Qualifikation kann in begründeten Einzelfällen für Diplom-Pädagoginnen und Dip-

lom-Pädagogen sowie Diplom-Erziehungswissenschaftlerinnen und Diplom-

Erziehungswissenschaftler mit einer mindestens zweijährigen, für Bachelor-

Absolventinnen und -Absolventen mit einer mindestens dreijährigen Berufserfah-

rung in einschlägigen Feldern der Kinder- und Jugendhilfe von der Bewilligungs-

behörde erteilt werden.

4.4 Werden von der Staatlich anerkannten Sozialpädagogin oder dem Staatlich aner-

kannten Sozialpädagogen im Jugendamt auch Tätigkeiten im Rahmen der Umset-

zung der Empfehlungen zur Schaffung von Jugendberufsagenturen übernommen,

ist dies förderunschädlich, sofern dadurch keine Einschränkung der CURA-

Tätigkeit erfolgt.

4.5 Der Zuwendungsempfanger muss einen angemessenen Eigenanteil von mindes-

tens 10 % der zuwendungsfähigen Ausgaben erbringen. Die Finanzierung muss

bei Antragstellung gesichert sein. Dies muss durch Unterschrift der Vertreterin

oder des Vertreters des öffentlichen Trägers der Jugendhilfe auf dem Antrag

schriftlich bestätigt werden.

5. Art und Umfang der Förderung

5.1 Die Förderung erfolgt als Anteilfinanzierung im Rahmen eines Modellprojekts.

5.2 Zuwendungsfähige Ausgaben sind Personalausgaben für maximal eine zusätzli-

ehe sozialpädagogische Fachkraft (Vollzeitäquivalent) beim Jugendamt. Unter

Berücksichtigung des zu erbringenden Eigenanteils kann eine Förderung in Höhe

von maximal 90 % der tatsächlich anfallenden Personalkosten beantragt werden.

Zuwendungsfähig sind die Kosten für eine Vollzeit-Fachkraft oder zwei teilzeitbe-

schäftigte Fachkräfte (vgl. Nr. 4.3). Bei Teilzeitkräften reduziert sich die Förde-

rung entsprechend der Arbeitszeit. Der Beschäftigungsumfang darf 50% eines

Vollzeitäquivalents nicht unterschreiten.
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5.3 Die Förderung verringert sich anteilig für jeden Arbeitstag des Bewilligungszeit-

raumes, in dem eine Stelle nicht besetzt ist, oder insbesondere wegen Krankheit,

Mutterschutz, Eltern- oder Pflegezeit ein tariflicher oder gesetzlicher Vergütungs-

ansprach nicht besteht. Dies gilt nicht, wenn eine Ersatzkraft beschäftigt wird und

entsprechende Personalkosten für den Anstellungsträger tatsächlich anfallen.

5.4 Bei der Auswahl der Projekte ist darauf zu achten, dass die Laufzeit so gewählt

wird, dass eine effiziente und flexible Umsetzung gewährleistet ist sowie auf ge-

änderte Anforderungen reagiert werden kann. Es können Projekte mit einer re-

gelmäßigen Laufzeit von bis zu 24 Monaten bewilligt werden. Im Ausnahmefall

kann mit Zustimmung der Bewilligungsbehörde eine längere Laufzeit genehmigt

werden. Die Mindestlaufzeit eines Projekts soll 12 Monate nicht unterschreiten.

Der Maßnahmezeitraum und der Bewilligungszeitraum müssen übereinstimmen.

Projektbeginn und Projektende sollen möglichst mit dem ESF finanzierten

„Coaching von Bedarfsgemeinschaften" zusammenfallen. Eine Förderung nach

diesen Förderhinweisen entfällt, wenn für den gleichen Zuwendungszweck andere

Mittel des Freistaates Bayern in Anspruch genommen werden.

6. Antrag

Antragsberechtigt sind die örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe in Bayern.

Der Antrag ist schriftlich unter Verwendung des bei der zuständigen Bewilli-

gungsbehörde erhältlichen Vordrucks mit den Antragsunterlagen rechtzeitig (spä-

testens 3 Monate vor dem geplanten Projektbeginn) einzureichen. Der Antrag be-

steht aus einer aussagekräftigen Gesamtkonzeption mit Bedarfsanalyse, der Leis-

tungs- und Stellenbeschreibung, dem Beschluss des Jugendhilfeausschusses, ei-

ner Kooperationsvereinbarung mit den relevanten Partnern - insbesondere dem

Jobcenter - sowie einem Kosten- und Finanzierungsplan.

7. Bewilligungsbehörde

7.1 Bewilligungsbehörde ist das Zentrum Bayern Familie und Soziales; dieses bewil-

ligt die Zuwendungen und zahlt die Zuschüsse aus, sobald die Voraussetzungen

hierfür erfüllt sind.

7.2 Die Bewilligungsbehörde gibt nicht verbrauchte Mittel bis 15. November des lau-

fenden Jahres dem Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Sozia-

les zurück.
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7.3 Bis spätestens zum 31. Dezember des laufenden Jahres übersendet die Bewilli-

gungsbehörde dem Bayerischen Staatsministerium für Familie, Arbeit und Sozia-

les die Liste der bewilligten Zuwendungen.

7.4 Änderungen konzeptioneller Art, in der Trägerschaft und beim Personal sind der

Bewilligungsbehörde unverzüglich mitzuteilen.

8. Nachweis und Prüfung der Verwendung

8.1 Den Bewilligungsbehörden obliegt die Prüfung der Verwendungsnachweise, die

aus einem Sachbericht, einem zahlenmäßigen Nachweis und einer Bestätigung

über die zweckentsprechende Verwendung der Mittel bestehen.

8.2 Die Verwendung der Mittel ist innerhalb von drei Monaten nach Erfüllung des Zu-

wendungszwecks, spätestens jedoch mit Ablauf des sechsten auf den Bewilli-

gungszeitraum folgenden Monats, der Bewilligungsbehörde nachzuweisen. Diese

prüft den Verwendungsnachweis in eigener Zuständigkeit und Verantwortung.

8.3 Der Sachbericht ist nach dem vom Bayerischen Staatsministerium für Familie,

Arbeit und Soziales vorgegebenen Gliederungsschema für Jahresberichte zu er-

stellen, das Bestandteil dieser Förderhinweise ist.

8.4 Die Bewilligungsbehörde übermittelt dem Bayerischen Staatsministerium für Fami-

lie, Arbeit und Soziales spätestens bis zum 15. Juli des Jahres jeweils eine Ausfer-

tigung der eingereichten Verwendungsnachweise sowie eine zusammenfassende

Bewertung des Modellprojekts.

8.5 Bei der Rückforderung von Zuwendungen werden Zinsen nur erhoben, wenn der

Gesamtzinsanspruch mehr als 250 Euro beträgt.

9. Coaching von Bedarfsgemeinschaften

Zum „Coaching von Bedarfsgemeinschaften", für das inhaltlich die Förderhinweise

des Operationellen Programms des Europäischen Sozialfonds (ESF) in Bayern

gelten, werden informatorisch folgende Hinweise erteilt:

9.1 Zielgruppe des Bedarfsgemeinschaftscoachings aus dem ESF sind Ein- und

Mehr-Personen-Bedarfsgemeinschaften, insgesamt Personen mit komplexen

Problemlagen und einer bestehenden Integrationswahrscheinlichkeit, die leis-

tungsberechtigt nach § 7 SGB II sind. Zur Zielgruppe gehören auch die Kinder in-

nerhalb dieser Bedarfsgemeinschaft. Die Handlungsbedarfe der Zielgruppe be-
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stehen in den Bereichen der Aktivierung/Motivation und/oder teilweise des Arbeits-

und Sozialverhaltens. Zielführende Handlungsstrategien sind überwiegend Akti-

vierung und weitere Aktionen, die das Arbeits- und Sozialverhalten stärken und an

das Arbeitsleben heranführen oder in den ersten Arbeitsmarkt oder eine Ausbil-

düng integrieren. Bei Jugendlichen in den Bedarfsgemeinschaften sollen die

Möglichkeiten eines Schulabschlusses und die Ausbildungsbereitschaft gestärkt

werden.

9.2 Im Zentrum der Aufgaben der Bedarfsgemeinschafts-Coaches stehen

die Analyse der Situation der Familienbedarfsgemeinschaft,

vertiefte Beratung,

bedarfsabhängige Unterstützung und Stabilisierung der Situation,

Motivation zur beruflichen Aus- und Weiterbildung sowie zu begleitenden Hil-

fen,

Wahrnehmung von Unterstützungs- und Betreuungsdiensten.

9.3 Das Coaching soll mit den zuständigen Trägern der Leistungen im Sinne des

§ 12 des SGB l im Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse mit den Gemeinden,

Kreisen und Bezirken sowie den weiteren Beteiligten des örtlichen Ausbildungs-

und Arbeitsmarktes zusammenarbeiten. Es soll ein ganzheitlicher Ansatz im Sin-

ne des § 18 SGB II gewählt werden, um insbesondere sozial benachteiligte und

individuell beeinträchtigte junge Menschen der Bedarfsgemeinschaft in abge-

stimmter Weise zu unterstützen.

9.4 Die Einzelheiten und verbindlichen Inhalte der ESF-Förderung und der Fördervo-

raussetzungen des Bedarfsgemeinschaftscoachings ergeben sich aus den jeweils

geltenden Förderhinweisen der Förderaktion 10 des Operationellen Programms

des Europäischen Sozialfonds in Bayern. Diese sind abrufbar unter

www,esf. bavern.de.
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10. Schlussbestimmungen

Diese Förderhinweise treten mit Wirkung vom 1. April 2019 in Kraft und gelten bis

zum 30. Juni 2021. Die Förderhinweise vom 1. März 2018 treten mit Ablauf des

31. März 2019 außer Kraft.

^/%^vf /St(/^
Dr. Markus Gruber

Ministerialdirektor
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